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Geſetz-Sammlung 


fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 39 


(Nr. 3646.) Alterhöchfter Erlaß vom 21. Auguſt 1852., betreffend das dem Grafen zu 
Stolberg-Roßla bewilligte Recht zur Chauſſeegeld-Erhebung auf der 
Chauſſee von Roßla uͤber Agnesdorf nach Schwiegerſchwende. 


Auf Ihren Bericht vom 12. Auguſt d. J. will Ich dem Grafen zu Stol⸗ 
berg⸗Roßla das Recht zur Chauffeegeld-Erhebung auf der Chauſſee von Roßla 
uͤber Agnesdorf nach Schwiegerſchwende nach dem fuͤr die Staats-Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarife, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen, die Erhebung betref— 
fenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften verleihen. 


Gegenwaͤrtiger Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Putbus, den 21. Auguſt 1852, 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1852. (Nr. 3646-3647.) 80 (Nr. 3647.) 
Ausgegeben zu Berlin den 5. Oktober 1852. 
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(Nr. 3647.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Auguſt 1852., betreffend die Bewilligung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung einer 
Chauſſee von Alt-Schlage nach Reinfeld. 


Naben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von Alt-Schlage nach Reinfeld durch den Gutsbeſitzer Oppenfeld genehmigt 
habe, beſtimme Ich hierdurch, daß auf dieſe Straße das Expropriationsrecht 
fuͤr die zur Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke und das Recht zur Entnahme 
der Chauſſee-Neubau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der für 
die Staats⸗Chauſſeen geltenden Beſtimmungen, Anwendung finden ſollen. Zu— 
gleich verleihe Ich dem Gutsbeſitzer Oppenfeld das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes auf dieſer Chauſſee nach dem fuͤr die Staats-Chauſſeen gelten⸗ 
den jedesmaligen Chauſſeegeld-Tarife, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betref— 
fenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 
29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Ver⸗ 
gehen fuͤr die in Rede ſtehende Straße Guͤltigkeit haben. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Putbus, den 23. Auguſt 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 3648.) 
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(Jr. 3648.) Revidirtes Reglement für die Feuerſozietaͤt der ſaͤmmtlichen Städte der Pro⸗ 
vinz Schleſien, der Grafſchaft Glatz und des Markgrafthums Ober⸗Lauſitz 
mit Ausſchluß der Stadt Breslau. Vom 1. September 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. dc. 


haben in Folge der Antraͤge der Provinziallandtags-Verſammlung der Provinz 
Schleſien auf mehrere Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen des Reglements fuͤr 
die Feuerſozietaͤt der ſaͤmmtlichen Städte der Provinz Schleſien, der Grafſchaft 
Glatz und des Markgrafthums Ober⸗Lauſitz, mit Ausſchluß der Stadt Breslau, 
vom 6. Mai 1842. dieſes Reglement einer Reviſion unterworfen, und an 
Stelle deſſelben das gegenwaͤrtige revidirte Reglement zu erlaſſen beſchloſſen. 

Wir verordnen demnach, auf den Antrag Unſers Miniſters des Innern, 
was folgt: 0 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


\ H. 1. 


Gegenwaͤrtige Feuerſozietaͤt umfaßt die ſaͤmmtlichen Staͤdte des Ober— 
Praͤſidialbezirks der Provinz Schleſien, mit Ausnahme der Stadt Breslau. 

Der Zweck der Sozietät iſt auf gegenſeitige freiwillige Verſicherung 
von Gebaͤuden gegen Feuersgefahr gerichtet, und wird alſo die Gefahr dergeſtalt 
gemeinſchaftlich übernommen, daß ſich jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechts⸗ 
verhaͤltniſſe eines Verſicherers und eines Verſicherten befindet, als Verſicherer 
jedoch nur mit dem ihm nach dem gegenwärtigen Geſetz pro rata feiner Ver— 
ſicherungsſumme obliegenden Beitrage verhaftet iſt. 


$. 2. 
„Von der Errichtung und dem Beſtehen ſolcher Privatvereine, welche die 
Gewährung einer gegenſeitigen Naturalunterſtuͤtzung an Hilfsfuhren, Stroh, 


Holz und dergl. bezwecken, muß der Provinzialſtaͤdte⸗Feuerſozietats⸗ Direktion 
von dem Vorſtande derſelben Anzeige gemacht Waden g 


§. 3. 

Die Verhandlungen, Behufs Verwaltung der Angelegenheiten dieſer 
Feuerſozietaͤt, die darauf bezuͤgliche Korreſpondenz zwiſchen den Behoͤrden und 
Mitgliedern der Sozietaͤt, die amtlichen Atteſte fuͤr die Verſicherungen und die 
Quittungen uͤber empfangene Brandentſchaͤdigungs-Zahlung aus der Sozietaͤts⸗ 
kaſſe find vom tarifmaͤßigen Stempel und von Sporteln entbunden. 

Bei Prozeſſen Namens der Sozietät find diejenigen Gerichtskoſten ein- 
ſchließlich der Stempel, deren Bezahlung ihr obliegt, jedoch mit Ausſchluß der 
C,. 3648.) 80 * baaren 


— 592 — 


baaren Auslagen (F. 6. des Geſetzes vom 10. Mai 1851. uͤber den Anſatz 
und die Erhebung der Gerichtskoſten, Geſetz-Sammlung Seite 622.) und der 
nach fruͤheren Beſtimmungen zu berechnenden Kopialien und Botengebuͤhren, 
außer Anſatz zu laſſen. Zu Vertraͤgen mit einer ſtempelpflichtigen Partei iſt 
der farifmäßige Stempel in dem halben Betrage, zu den Nebenexemplaren der 
Stempel beglaubter Abſchriften zu verwenden. 


H. 4. 


Ebenſo ſoll ihr die Portofreiheit in Abſicht aller mit dem Vermerk: 
„Feuerſozietätsſache“ verſehenen und mit öffentlichem Siegel verſchloſſenen 
Berichte, Gelder und Packete zuſtehen, die in Feuerſozietaͤts-Angelegenheiten 
zwiſchen den Behörden hin- und hergeſandt werden. Privatperſonen und ein- 
zelne Intereſſenten aber muͤſſen ihre Briefe an die Feuerſozietaͤts - Behörden 
frankiren, und kommt ihnen und den an ſie ergehenden unfrankirten Antworten 
die Portofreiheit nicht zu 7 a 


II. Aufnahmefähigkeit der Theilnehmer. 


. 

Die Sozietät darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur Gebaͤude 
und zwar nur ſolche Gebaͤude annehmen, die innerhalb der zur Aſſoziation ge- 
hoͤrigen Städte und ihrer Gemeindebezirke belegen find. Als Pertinenzſtuͤcke 
der Gebaͤude werden jedoch die dabei befindlichen Staketerien, Brunnen und 
Floͤße, ſowie diejenigen Gegenftände zur Verſicherung angenommen, welche ihrer 
Konſtruktion und Befeſtigung nach ſtets dann als integrirende Theile eines 
Gebäudes betrachtet werden müffen, wenn ſolche, ohne letzteres zu zerſtoͤren, 
daraus nicht augenblicklich fortgeſchafft werden koͤnnen. 


H. 6, f 
In dieſer Beſchraͤnkung gilt zwar die Regel, daß Gebäude aller Art, 
ohne Unterſchied ihrer Einrichtung und Beſtimmung, ſobald fie vollſtaͤndig aus- 
gebaut ſind und ſich im gebrauchsfaͤhigen Zuſtande befinden, zur Aufnahme 
geeignet ſind. Es duͤrfen jedoch 


1) einzelne Gebaͤude eines Gehoͤftes weder allein verſichert, noch von der 
Verſicherung des Gehöftes und ebenſowenig 

2) einzelne Theile eines Gebaͤudes, inſoweit ſolche nach H. 15. als durch 
vn zerſtoͤrbar erachtet werden, von deſſen Verſicherung ausgeſchloſſen 
werden. N 


§. 7. 
Diejenigen Gebaͤude jedoch, welche fo baufaͤllig, daß fie nach ſachver— 


ſtaͤndigem Urtheile nicht mehr reparaturfaͤhig, ſondern des Neubaues beduͤrftig 
und 


8 


und deshalb von Polizeiwegen geſchloſſen ſind, duͤrfen nicht aufgenommen wer⸗ 
den. Gerathen ſchon verſicherte Gebaͤude in den vorbezeichneten baufälligen 
Zuſtand, fo ſcheiden dieſelben mit dem Beginn desjenigen Tages, an welchem 
ihre Schließung polizeilich verfuͤgt wird, aus der Sozietaͤt aus, und muͤſſen zu⸗ 
folge deſſen im Lagerbuch (Kataſter) von Amtswegen geloͤſcht werden. 


H. 8. 


Ebenſo ſollen wegen allzugroßer Feuergefaͤhrlichkeit nachſtehende Gebaͤude 
von der Theilnahme ausgeſchloſſen bleiben: 


a) Pulvermuͤhlen und Pulvermagazine, 

b) Glas- und Schmelzhuͤtten, 

c) Hochoͤfen und Stluͤckgießereien, 

d) Schwefel-Raffinerien, 

e) Spiegelgießereien, s 

) Terpentin⸗, Firniß⸗ und Schwefelſaͤure-Fabriken, 

8) Anſtalten zur Fabrikation von Aether, Gas, Phosphor, Knallſilber 
und Knallgold, 

h) Knochenbrennereien und Kiendarren. 


Gebäude, worin Dampfmaſchinen befindlich find, koͤnnen zwar aufge⸗ 
nommen werden, jedoch nur mit der Beſchraͤnkung, daß eine Brandbeſchaͤdigung, 
welche denſelben durch Exploſion des Dampfkeſſels zugefuͤgt wird, von der 
Sozietaͤt nicht verguͤtigt wird. 


H. 9. 

Die Ausſchließung (F. S.) bezieht ſich aber nicht auf die Wohngebaͤude 
der Beſitzer der Fabriken oder Anſtalten, oder ihrer Arbeiter und Werkleute, 
auch nicht auf andere dazu gehörige Raͤume ohne feuersgefaͤhrliche Beſtimmung, 
infofern dieſelben mit den daſelbſt genannten Gebäuden keinen unmittelbaren 
Zuſammenhang haben. 


$. 10. 
Jeder fuͤr ſich beſtehende Gegenſtand muß einzeln, und alſo auch jedes 


abgeſonderte Neben- oder Hintergebaͤude und jede ſonſtige nach H. 5. aufnahme— 
faͤhige Baulichkeit beſonders verſichert werden. d 


III. Beitrittspflichtigkeit der Theilnehmer. 
$. 11. 


Im Allgemeinen beſteht für die Beſitzer von Gebäuden keine Verpflich⸗ 
tung, ihre Gebaude gegen Feuersgefahr zu verſichern, ſondern es hängt ſolches 
von ihrem freien Entſchluſſe ab. 


(Sr. 2648.) $. 12. 
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$. 12. 


Indeſſen ſoll es fortan nicht nur jedem Hypothekenglaͤubiger, ſondern 
jedem Realberechtigten freiſtehen, die Verſicherung des ihm fuͤr ſeinen Anſpruch 
verpfandeten Gebaͤudes, ſofern er ſich ſolches ausbedungen hat, oder die aus— 
druͤckliche Einwilligung des Schuldners dazu beibringt, in dem Maaße zu ver⸗ 
langen, als ſolches zur Deckung der dem Berechtigten zuſtaͤndigen Hebungen 
oder Leiſtungen erforderlich und nach $. 15. zulaͤſſig if. Es muß demnach 
allenthalben, wenn ſich ein Realberechtigter mit ſeinem diesfaͤlligen Antrage 
gegen einen Aſſoziaten meldet, von der Sozietät willige Notiz davon genom— 
men, das betreffende Hypothekenrecht im Feuerſozietaͤts-Kataſter vermerkt und 
wie ſolches geſchehen, auf dem Schuldinſtrumente ſelbſt vom Magiſtrat be- 
ſcheinigt werden. Ein ſolcher Vermerk kann alsdann nicht anders geloͤſcht 
werden, als wenn der Beweis uͤber erfolgte Tilgung der Schuld oder die aus⸗ 
druͤckliche Einwilligung des Glaͤubigers beigebracht wird, und bis dahin iſt in 
Beziehung auf ein alſo verpfaͤndetes Gebaͤude auch kein Austritt aus der Pro: 
vinzialſtaͤdte-Feuerſozietaͤt zulaͤſſig. Von der erfolgten Eintragung und Loͤſchung 
ſolcher Hypothekenvermerke iſt der Provinzial-Direktion zur Vervollſtaͤndigung 
des Hauptlagerbuchs Nachricht zu geben. 

Die dem Hypothekenglaͤubiger eingeraͤumte Berechtigung ſteht auch dem 
Erbverpaͤchter gegen den Erbpaͤchter alsdann zu, wenn der letztere bisher ver⸗ 
pflichtet geweſen, die Feuerſozietaͤts-Beitraͤge zu bezahlen. 5 

Von Amtswegen das Intereſſe der Realberechtigten wahrzunehmen, iſt 
die Sozietaͤt nicht verpflichtet. 

H. 18. 

Eine Verſicherung einzelner Gebaͤude eines Gehoͤftes bei der Provinzial— 
ſtaͤdte⸗Feuerſozietaͤt und einzelner Gebäude derſelben bei jedem andern Ver: 
ſicherungsinſtitute iſt unzulaͤſſig. Ebenſowenig kann ein Beſitzer die beſſer ge— 
bauten Gebäude feines Gebaͤudebeſitzes überhaupt, inſofern dieſelben in einem 
und demſelben Gemeindebezirke belegen find, bei einer Privat- oder einer 
andern Verſicherungs⸗Geſellſchaft, und die ſchlechter gebauten bei der oͤffent— 
lichen Sozietät zur Verſicherung bringen, noch bei der Verſicherung der ein 
Gehoͤft bildenden Gebäude einzelne derſelben unverſichert laſſen. Jedoch be— 
zieht ſich dieſe Beſchraͤnkung nicht auf ſolche Gebäude, welche nach $. 8. bei 
der Provinzialſtaͤdte-⸗Feuerſozietaͤt keine Aufnahme finden, eine ſolche aber bei einer 
fremden Sozietaͤt finden koͤnnten. Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein Gebaͤude, 
dieſen Beſtimmungen entgegen, noch irgendwo anders als bei der Provinzial— 
ſtaͤdte⸗Feuerſozietaͤt verſichert iſt, fo wird daſſelbe nicht allein in dem Kataſter 
der Provinzialſtaͤdte⸗Feuerſozietaͤt geloͤſcht, ſondern es iſt auch der Eigenthuͤmer 
im Falle eines Brandungluͤcks der ihm fonft aus derſelben zukommenden Brand⸗ 
verguͤtigung verluſtig, ohne daß gleichwohl feine Verbindlichkeit zu allen Bei— 
traͤgen, bis zum Ablauf des Halbjahres, in welchem die Ausſchließung erfolgt, 
eine Abänderung erleidet, und die Direktion iſt uͤberdem verpflichtet, den Fall 
ur nähern Beſtimmung daruber, ob Grund zur Kriminalunterſuchung wegen 
intendirten Betrugs vorhanden ſei, zur Kenntniß des Staatsanwalts zu Wunde 

V. Zeit 
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IV. Zeit des Ein- und Austritts. 
$. 14. 


Der Eintritt in die Sozietät, mit den davon abhaͤngenden rechtlichen 
Wirkungen, fowie eine Erhöhung der Verſicherungsſumme, ſoweit ſolche ſonſt 
zuläffig iſt ($. 31.), findet regelmäßig, wenn nicht ein anderes ausdrücklich in 
Antrag gebracht wird, jaͤhrlich zweimal, naͤmlich mit dem Tagesbeginn des 
1. Januar und 1. Juli jeden Jahres ſtatt. Doch iſt beides auch zu jeder 
anderen Zeit geſtattet, wenn darum unter der ausdruͤcklichen Verpflichtung, den 
vollen Betrag, und zwar der ordentlichen und außerordentlichen Beitraͤge fuͤr 
das laufende Halbjahr entrichten zu wollen, nachgeſucht wird. Die rechtliche 
Wirkung des Vertrages beginnt in dieſem Falle mit der Anfangsſtunde desje⸗ 
nigen Tages, von welchem das Genehmigungsreſkript der Staͤdte-Feuerſozietaͤts⸗ 
Direktion datirt iſt. b 

Der Austritt aus der Sozietät, ſowie die freiwillige Herabſetzung der 
Verſicherungsſumme, ſoweit ſolches ſonſt zuläffig iſt (89. 12. und 31.), findet 
jährlich ebenfalls nur zweimal, naͤmlich mit dem Ablaufe des letzten Juni⸗ und 
letzten Dezembertages, ſtatt; die nothwendige Herunterſetzung (F. 31.) jedoch 
tritt ſofort, nachdem fie feſtgeſtellt iſt, in Wirkung; jeder aber, der freiwillig 
oder unfreiwillig austritt, oder deſſen Verſicherungsſumme heruntergeſetzt wird, 
muß in allen Fallen, ſelbſt wenn das verſicherte Gebäude untergegangen iſt 
oder die Verſicherungsfaͤhigkeit verloren hat, die zeitherigen geſammten Beitraͤge 
noch fuͤr das laufende Halbjahr entrichten. 


V. Höhe der Verſicherungsſumme. 
$. 15, 


Die Verſicherungsſumme darf den dermaligen gemeinen Bauwerth ber: 
jenigen Theile des verſicherten oder zu verſichernden Gebäudes, welche durch 
Feuer zerftört oder beſchaͤdigt werden koͤnnen, niemals uͤberſteigen. Als nicht 
zerjtörbar find jedoch nur die Fundamente, und zwar bei maſſiven Gebäuden 
bis zur Plinte, und die unter der Erde befindlichen Umfaſſungswaͤnde der Keller 
zu erachten, weshalb dieſelben ſowohl von der Verſicherung (F. 5.) als auch 
der Abſchaͤtzung ſtets ausgeſchloſſen ſind. 


$. 16. 

Mit Beobachtung dieſer Beſchraͤnkung aber haͤngt die Beſtimmung der 
Summe, auf welche ein Gebaͤude-Eigenthuͤmer Verſicherung nehmen will, ganz 
von ſeiner Entſchließung ab, nur muß die Summe durch Dekaden abgerundet 
und theilbar ſein. N 


(Nr, 3048.) $. 17, 
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$. 17. 


Wenn ſich nach dem Brande eines verſicherten Gebäudes findet, daß 
daſſelbe vor der Zerftörung den ihm beigelegten Werth nicht mehr beſaß, muß 
derſelbe auf's Neue ermittelt und feſtgeſtellt werden. 


$. 18. 


Eine foͤrmliche Taxe (F. 25.) des durch Feuer zerſtoͤrbaren Theils der 
zu verſichernden Gebäude (F. 15.) wird in der Regel nicht erfordert, ſondern 
es genuͤgt an einer moͤglichſt genauen und treuen Beſchreibung eines jeden ein— 
zelnen Gebaͤudes. 


$. 19. 


Die von der Sozietaͤts-Direktion zu verabfolgenden gedruckten Schemata, 
in welche dieſe Beſchreibungen eingetragen werden, muͤſſen von jedem Magiſtrate 
ſtets vorräthig gehalten und den Intereſſenten auf Koſten der Sozietaͤt gratis 
zugeſtellt werden. Auch haben die Magifträre Veranſtaltung zu treffen, daß 
die Intereſſenten leicht Gelegenheit finden, die noͤthigen Schemata gegen billige 
Schreibgebuͤhr nach ihrer Angabe ausgefüllt zu erhalten. 


H. 20. 


Von einem jeden, ein abgegrenztes Beſitzthum oder Gehöft bildenden 
Gebaͤude ſoll nur Eine Beſchreibung in drei Exemplaren angefertigt und — in 
allen Rubriken, mit Ausnahme der die Klaſſe betreffenden, vollſtaͤndig aus⸗ 
gefüllt — vom Eigenthuͤmer in geſetzlicher Form vollzogen, bei dem Magiſtrate 
eingereicht werden. 


H. 2. 


Der Magiſtrat legt demnaͤchſt die Gebäudebefchreibungen einer in jeder 
Stadt zu konſtituirenden Kommiſſion, deren Mitglieder der Magiſrat erwaͤhlt, 
und welche aus einem Magiſtratsmitgliede, einem zu dieſem Zweck vereideten 
Zimmermeiſter und einem gleichfalls vereideten Maurermeiſter, ſowie aus zwei 
am Orte wohnhaften Aſſozürten beſteht, zur Pruͤfung vor. 


H. 22. 


Saͤmmtliche Mitglieder der Kommiſſion überzeugen ſich durch Befichti- 
gung und Reviſion an Ort und Stelle, ob die Gebaͤudebeſchreibungen richtig, 
inſonderheit ob diejenigen Merkmale der Wahrheit gemaͤß angegeben ſind, 
welche die Klaſſifikation bedingen. Sie rektifiziren demnach letztere, wo es noͤthig 
ift, prüfen die vom Eigenthuͤmer in Antrag gebrachte Verſicherungsſumme und 
begutachten deren Klaſſifizirung. 


H. 28. 
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K. 23. 


Hat die Kommiſſion gegen die vorgelegte Beſchreibung, gegen die Ver— 
ſicherungsſumme und gegen die beantragte Klaſſe keine Erinnerungen zu machen, 
oder unterwirft ſich der Verſicherer den von derſelben fuͤr noͤthig erachteten 
Abaͤnderungen, ſo wird ſolches auf der Beſchreibung durch die Kommiſſion mit 
deren Unterſchrift regiſtrirt, und hierunter von dem Magiſtrate das pflichtmäßige 
Atteſt beigefügt, daß die Beſchreibung und Klaſſifikation der Gebäude wahr⸗ 
heitsgemaͤß angegeben, auch die begehrte Verſicherungsſumme den muthmaaß⸗ 
lichen Werth eines jeden Gebaͤudes nicht überfteige, und daß der Verſicherer 
die Beſchreibung eigenhaͤndig vollzogen habe. 


§. 24. 


i Findet aber die Kommiſſion Bedenken gegen die in Antrag gebrachte 
Verſicherung, und insbeſondere gegen die Höhe der Verſicherungsſumme, und 
it der Eigenthumer des Gebäudes nicht gemeint, auf die Vorhaltung des Magi- 
ſtrats die Verſicherungsſumme ſo weit, daß dem letztern und der Kommiſſion 
kein Bedenken weiter uͤbrig bleibt, herabzuſetzen, ſo tritt die Nothwendigkeit 
einer Taxe ein. 


H. 25. 


Dieſelbe muß in ſolchem Falle von einem vereideten Baubeamten, mit 
kunſtmaͤßiger Genauigkeit, unter Zuziehung eines Deputirten des Magiſtrats, 
zu dem Zwecke und aus dem Geſichtspunkte aufgenommen werden, daß dadurch 
mit Rückſicht auf die örtlichen Materialienpreiſe und mit billiger Berückſichti— 
gung des geringeren Preiſes derjenigen Fuhren, Handreichungen und andern, 
keine techniſche Kunſtfertigkeit erfordernden baulichen Arbeiten, die der Eigen— 
thuͤmer mit ſeinem Hausweſen ſelbſt beſtreiten kann, der dermalige Werth der— 
jenigen in dem Gebaͤude enthaltenen Baumaterialien und Bauarbeiten feſtge⸗ 
ſtellt werde, welche durch Feuer zerſtört und befchädigt werden koͤnnen, mit 
Ausſchluß deſſen, was nicht durch Feuer verletzt werden kann. Der dermalige 
Werth der Bauarbeiten ergiebt ſich bei Gebäuden, die nicht mehr völlig im 
baulichen Zuſtande ſind, dadurch, daß deren nach vorſtehenden Beſtimmungen 
feſtgeſtellter Werth in demſelben Verhaͤltniſſe reduzirt wird, in welchem der 
Materialienwerth in dem vorgefundenen Zuſtande zu demjenigen Werthe ſteht, 
den die Baumaterialien in völlig gutem Zuſtande haben wurden. 

Die Koſten dieſer Taxe fallen dem Theile zur Laſt, der nach angeſtell— 
ter Unterſuchung Unrecht hat. Wenn beide Theile Unrecht haben, ſo werden 
die Koſten von jedem Theile zur Haͤlfte getragen. 


H. 26. 


Die ſolchergeſtalt vorbereiteten Beſchreibungen, Taxen und Klaſſifieationen 
werden der Provinzial⸗Feuerſozietaͤts-Direktion dreifach uͤberreicht. Ein Exem⸗ 
plar bleibt bei ihren Akten, und zwei Exemplare gelangen, mit Genehmigung 
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vollzogen, an den Magiftrat zurück, der wiederum ein Exemplar davon ad acta 
nimmt und das andere dem Verſicherten zuſtellt. 


H. AT. 


Die Summe, mit welcher die Taxe abſchließt, muß mit zehn theilbar 
ſein, oder dahin abgerundet, und die Taxe in doppelter Ausfertigung von dem 
taxirenden Baubeamten ſelbſt vollzogen werden. Ueber die dadurch feftgeftellte 
Werthſumme hinaus iſt ſchlechterdings keine Feuerverſicherung ſtatthaft. 


$. 28, 


Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ſelbſt beſtimmten Verſicherungs— 
Summe, als bei der Tarirung iſt auch noch darauf zu achten, daß, wenn der 
Eigenthuͤmer des Gebäudes etwa freies Bauholz zu fordern Befugniß hat, der 
Werth des letzteren außer Anſatz bleibe. 

Dagegen iſt derjenige, welcher das freie Bauholz zu liefern verpflichtet 
iſt, berechtigt, ſolches beſonders zu verſichern; dies darf jedoch nur bei derſelben 
Verſicherungsanſtalt geſchehen, bei welcher das Gebaͤude ſelbſt aſſozürt ift. 


H. 29. 


Uebrigens duͤrfen weder die auf den Grund bloßer Beſchreibungen ge— 
wählten Verſicherungsſummen, noch die blos zum Zwecke der Feuerverfiche- 
rung aufgenommenen Taxen zur Grundlage bei oͤffentlichen oder Gemeinde— 
abgaben und Laſten angewendet und uͤberhaupt wider den Willen der Grund— 
befiker jemals zu fremdartigen Zwecken benutzt werden. 


H. 30. 


Regelmäßige periodiſche Revifionen der Verſicherungsſummen oder Taxen, 
um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des Werths der 
verſicherten Gebaͤude im Auge zu behalten, ſind zwar nicht erforderlich, die 
Sozietaͤts⸗Direktion hat aber jederzeit das Recht, ſolche Reviſtonen allgemein 
oder einzeln auf Koſten der Sozietät durch einen vereideten Baubeamten auf 
Grund der vorhandenen Gebäudebefchreibungen vorzunehmen. 

In dergleichen Faͤllen tritt der durch die Reviſion ermittelte gemeine 
Bauwerth als verſicherungsfaͤhig bleibende Summe, von dem Tage ab, wo 
ſolche von der Sozietaͤts⸗ Direktion verfügt worden iſt, in Kraft. Wenn der 
Gebaͤudebeſitzer mit der Feſtſtellung der Sozietaͤts-Direktion nicht einverſtanden 
iſt, bleibt ihm nur uͤberlaſſen, auf ſeine Koſten eine ſpezielle Taxe nach den im 
$. 25. getroffenen Beſtimmungen aufnehmen zu laſſen. Wird durch die Taxe 
eine andere Summe ermittelt, ſo kann der Gebaͤudebeſitzer die Verſicherung des 
Gebaͤudes nach deren Ergebniß verlangen. 

Nicht blos die bei dem Betriebe der Sozietät thaͤtigen, fondern alle Ver⸗ 
waltungsbehoͤrden und Beamten ſind verpflichtet, den Zuſtand verſicherter Ge— 
baͤude, zumal ſolcher, deren Werth nach der Erfahrung ſchnell abzunehmen 
pflegt, fortwährend im Auge zu behalten und bei eintretendem Verfalle der 
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Gebaͤude oder anderer durch den Verlauf der Zeit erfolgenden Verminderung 
ihres Werthes ſofort Anzeige zu machen, weil die Verſicherungsſumme niemals 
den wirklich noch vorhandenen Werth der verſicherten Gegenſtaͤnde uͤberſteigen, 
und nur für letzteren Brandverguͤtigung gewährt werden darf. 


VI. Erhohung und Herunterſetzung der Verſicherungsſumme. 


H. 31. 


In der Regel kann Jeder die bisherige Verſicherungsſumme bis zu dem 
zulaͤſſigen Maximum erhoͤhen, oder auch bis zu einem beliebigen Minderbetrage 
herunterſetzen laſſen. Jedoch findet in den Faͤllen des H. 12. auch die Herun⸗ 
terſetzung der Verſicherungsſumme, ohne die ausdruͤckliche Einwilligung der 
regiſtrirten Realglaͤubiger, oder den Nachweis der geſchehenen Tilgung ihrer 
Forderungen nicht ſtatt. 

‚Derjenigen nothwendigen Herunterſetzung der Verſicherungsſumme oder 
der gaͤnzlichen Entlaſſung des Gebaͤudes aus der Sozietaͤt, welche daraus folgt, 
daß etwa der Werth des durch Feuer zerftörbaren oder unbrauchbar zu ma— 
chenden Theils des verſicherten Gebäudes, oder das danach oder ſonſt zuläffige 
Maximum nicht mehr die Hoͤhe der bisherigen Verſicherungsſumme erreicht, 
oder daß der Eigenthuͤmer grobe Fahrlaͤſſigkeit bei der Handhabung mit Feuer 
und Licht verſchuldet, oder durch gaͤnzliches Verlaſſen deſſelben ſie dem Ver— 
derben Preis giebt, muß ſich aber ein Jeder unterwerfen, und es ſteht alſo 
dagegen den Hypothekenglaubigern und fonftigen Intereſſenten kein Widerſpruch 
zu; doch ſoll davon denen von ihnen, die im Kataſter vermerkt ſind, von Amts— 
wegen Kenntniß gegeben werden. 


VII. Beiträge der Intereſſenten und deren Klaſſifikation. 


H. 32. 


Die von den Theilnehmern der Sozietaͤt zu leiſtenden Beitraͤge werden in 
ordentliche und außerordentliche unterſchieden, die beide gleichmäßig zur Beſtrei⸗ 
tung aller Ausgaben der Staͤdte⸗Feuerſozietäts⸗Kaſſe beſtimmt find. 

Die ordentlichen Beitraͤge werden fuͤr denjenigen Zeitraum, auf welchen 
die Beiträge ſich beziehen, nach der kataſtrirten Verſicherungsſumme, dem muth⸗ 
maßlichen alljaͤhrlichen Bedarf gemäß, abgemeſſen und ein- für allemal feſtge— 
ſtellt, und muͤſſen ohne beſondere Ausſchreibung eingezahlt werden; den außer— 
ordentlichen Beitraͤgen aber, welche nur von Zeit zu Zeit eintreten koͤnnen, um 
zu decken, was etwa von dem wirklichen Bedarf der Staͤdte⸗Feuerſozietäts⸗Kaſſe 
ur Beſtreitung der vorkommenden Brandverguͤtigungen und 0 Obliegen⸗ 
beiten, nach Abrechnung der durch ordentliche Beiträge aufgebra hten Summe, 
noch fehlen moͤchte, muß jedesmal eine foͤrmliche Ausſchreibung vorhergehen. 
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Uebrigens iſt jeder außerordentliche Beitrag auf ein leicht zu berechnendes Ver- 
haͤltniß zu dem ordentlichen Beitrag (3. B. die Haͤlfte, ein Drittel, oder aber 
das Anderthalbfache, Doppelte deſſelben) feſtzuſetzen. 


K 3 


Die Einzahlung der gewöhnlichen (ordentlichen) Beiträge muß in den 
erſten acht Tagen der Monate Januar und Juli jeden Jahres erfolgen. Wer— 
den die Beitraͤge bis zum 15. Februar und 15. Auguſt nicht eingezahlt, ſo 
wird der Verſicherungsvertrag als aufgelöft betrachtet, der Anſpruch auf Brand: 
ſchadenverguͤtigung nicht weiter zugeſtanden und die Verſicherung im Kataſter 
geloͤſcht, dem Intereſſenten aber durch den Magiſtrat hiervon ſchriftliche Nach— 
richt gegeben. Derſelbe bleibt jedoch zur Zahlung der fruͤheren, ſowie des Bei— 
tragsreſtes fuͤr das laufende halbe Jahr noch verpflichtet. Daſſelbe gilt von 
den Reſtanten außerordentlicher Beitraͤge, jedoch mit Ruͤckſicht auf die dann 
in der Ausſchreibung jedesmal beſonders zu beſtimmenden Zahlungstermine. 
Ruͤckſtaͤnde werden in gleicher Art wie die oͤffentlichen Abgaben von den Re— 
ſtanten exekutiviſch beigetrieben. 

Die oben beſtimmte Aufloͤſung des Vertrags fuͤr den Fall der verab— 
ſaͤumten rechtzeitigen Zahlung der Beitraͤge kann jedoch nur gegen die nach 
Emanation des revidirten Reglements Beitretenden ſtattfinden. 


§. 34. 

In dem Falle des Ausſcheidens des Aſſoziaten in Folge der Nichtent- 
richtung der Beiträge ($. 33.) muß vom Magiſtrat den im Kataſter eingetra— 
genen Glaͤubigern davon Nachricht gegeben werden, welchen dann das Recht 
zuſteht, gegen Zahlung des Beitrages die Verſicherung wieder aufzunehmen. 


H. 35. 


Die bei der Provinzialſtaͤdte-Feuerſozietaͤt zu verſichernden Gebäude wer- 
den mit Ruͤckſicht auf ihre Beſchaffenheit, Lage und Benutzung, und nach dem 
daraus hervorgehenden Grade ihrer Feuergefaͤhrlichkeit in ſechs verſchiedene Klaſ— 
ſen eingeſchaͤtzt, und zwar in zwei Hauptklaſſen, deren jede wiederum in drei 
Unterabtheilungen zerfällt. Fuͤr die Hauptklaſſe entſcheidet die feuerſichere oder 
feuerunſichere Bedachung, und für die Unterabtheilungen giebt die uͤbrige Bauart 
des Gebäudes den Maaßſtab. 

Demnach gehoͤren: 


1) zur erſten Klaſſe: Gebaͤude mit feuerfeſter Bedachung (d. h. von Stein 
oder Metall, ingleichen nach Dernfcher oder einer andern ihr gleichzu⸗ 
ſtellenden Methode), inſofern ſie auch in ihren gemauerten Umfaſſungs⸗ 
waͤnden und der Dachgiebel bis unter das Dach maſſiv ſind; 

N zur zweiten Klaſſe: Gebäude mit dergleichen feuerfeſter Bedachung, deren 
Umfaſſungs- und Scheidewände, mit Einſchluß der Dachgiebel, aus Bind- 
oder Fachwerk beſtehen, d. h. mit Holz abgebunden und mit gebrannten 
Ziegeln ausgemauert ſind; 


3) zur 
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3) zur dritten Klaſſe: Gebaͤude mit dergleichen feuerfeſte 
e eo LER una 11 eee 1 5 Send 
welches blos mit Holz und Lehm ausgeſtuͤckt, oder mi 

it, beſehen; 3 geft | mit Holz beſchlagen 
zur vierten Klaſſe: die bei der erſten Klaſſe beſchriebenen maſſi 1 
mit Holz-, Stroh- oder Rohrdach; ' a 

5) zur fünften Klaſſe: die bei der zweiten Klaſſe beſchriebenen halbmaſſiven 
Gebaͤude mit feuerunſicherer Bedachung; 

6) zur ſechſten Kaffe: die bei der dritten beſchriebenen hölzernen Gebäude 
mit dergleichen Bedachung. 


a Der Beitrag für die als Pertinenzſtuͤcke eines Gebäudes (F. 5.) ver: 
ſicherten Gegenftände richtet ſich nach ihrer baulichen Beſchaffenheit und dem 
Zuſtande der Gebaͤude. 


Die Zulaſſung der Verſicherung, der Betrag der Verſicherungsſumme, 
die Klaſſifikation und der Beitragsſatz der 


Zuckerſiedereien, 

Cichorienfabriken, 

Torfſchuppen, 

Theeroͤfen, 

Ziegeloͤfen und Schuppen, 

Theatergebaͤude, 

Schiffsmuͤhlen, 

Windmuͤhlen aller Art, 

Potaſchſiedereien, . 

Eiſen- und Kupferhaͤmmer, 

Walzwerke und ahnlicher Anſtalten, 

Roͤthe- und Lohmuͤhlen, a 
Sodafabriken, 

Holzſaͤurefabriken, 

Vitriolfabriken, 

Salmiakfabriken und 

Fabriken jeder Art nach dem Ermeſſen der Provinzial-Direktion, 


wird von derſelben nach einem Uebereinkommen mit dem Beſitzer ſolcher 
Anlagen feſtgeſtellt mit dem Vorbehalte, daß der Sozietaͤt von Jahr zu Jahr 
freifteht, ein ſolches Vertragsverhaͤltniß drei Monate vor Ablauf des Jahres 
aufzukuͤndigen. Fuͤr große Riſikos wird der Sozietäts⸗Direktion die Befugniß 
eingeräumt, Ruͤckverſicherungen abzuſchließen. 


H. 36. 


Weil es jedoch, bezüglich der Feuergefaͤhrlichkeit, nicht einerlei iſt, ob 
ein Gebaͤude, von was immer fuͤr Bauart, ganz iſolirt oder in feuergefaͤhrlicher 
Nachbarschaft ſteht, ob es Feuerſtellen enthält, oder gar nicht bewohnt wird, 
ob darin feuerunſichere Gewerbe getrieben oder leicht brennbare Materialien 
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aufbewahrt werden, fo ſoll die Staͤdte-Feuerſozietaͤts⸗Direktion verpflichtet fein, 
in Beruͤckſichtigung vorgenannter Umftände, die Beiträge einzelner Verſicherten 
zu ermäßigen und zu erhöhen, jedoch niemals weiter, als bis zur naͤchſten 
Klaſſe. Hierbei wird, da dieſe Maaßgabe bei den beiden aͤußerſten Klaſſen 
nicht Platz greifen kann, ausdruͤcklich noch beſtimmt, daß Ermaͤßigungen in der 
erſten Klaſſe nicht über z und Erhöhungen in der ſechſten Klaſſe nicht über 
2 eines Klaffendifferenz-Onantums ausgedehnt werden dürfen. 


H. 37. 


Welche Gewerbe als feuerunſicher zu betrachten, bleibt dem Ermeſſen 
der Feuerſozietaͤts⸗Direktion anheimgeſtellt. Feſtgeſetzt wird in dieſer Beziehung 
nur noch, daß bei Beurtheilung feuergefaͤhrlicher Nachbarſchaft, außer der 
Feuerunſicherheit der Bauart, auch die der Benutzung des Nachbargebaͤudes in 
Anſchlag kommen ſoll. 


$. 38. 


Bei Gebaͤuden von gemiſchter Bau- oder Bedachungsart beſtimmt der 
feuergefaͤhrlichere Theil derſelben die Klaſſe, zu welcher ſie gehoͤren. 


F. 39. 


Hiernach hat uͤber die Klaſſe, in welche ein zur Verſicherung angemel⸗ 
detes Gebäude geſtellt werden ſoll ($. 21.), auf das Gutachten der ſtaͤdtiſchen 
Kommiſſion und des Magiſtrats die Feuerſozietaͤts-Direktion zu entſcheiden, 
welche auch, wenn fie bei eintretenden Reviſionen (F. 30.) Veranlaſſung dazu 
findet, ein Gebaͤude jederzeit aus einer Klaſſe in die andere zu verſetzen be- 
rechtigt iſt. 

; r Magiſtrat hat dem Eigenthuͤmer das Reſultat des Gutachtens ſo⸗ 
leich, damit der letztere, wenn er es noͤthig findet, feine Rechte bei der Feuer— 
ozietaͤts-Direktion vor deren Entſcheidung näher ausführen koͤnne, bekannt zu 
machen, hiernaͤchſt aber auch ein Exemplar der überreichten Beſchreibung, mit 
jener Entſcheidung verſehen, zur Reſolution, resp. als Sozietaͤtskontrakt zuzu⸗ 
ſtellen. Iſt der Eigenthuͤmer mit der Beſtimmung der Feuerſozietaͤts⸗-Direktion 
nicht zufrieden, jo ſteht ihm der Weg des Rekurſes (F. 103.) zu. 

Jedenfalls aber gilt einſtweilen die Beſtimmung der Feuerſozietaͤts-Di⸗ 
rektion dergeſtalt, daß ein davon abweichendes Reſultat erfi mit dem naͤchſten 
fälligen Eintrittstermine ($. 14.) in Wirkſamkeit tritt. 


$. 40. 


Das Beitragsverhaͤltniß der ſechs Klaſſen wird dahin beſtimmt, daß auf 
je Einen Silbergroſchen fuͤr jedes Einhundert Thaler Verſicherungswerth, welcher 
in der erſten Klaſſe zu bezahlen ift, die zweite Klaſſe zwei Silbergroſchen, die 
dritte Klaſſe drei Silbergroſchen, die vierte vier Silbergroſchen, die fuͤnfte fuͤnf 
Silbergroſchen, die ſechſte ſechs Silbergroſchen beitragen muß. 

ü Die 
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Die Beſtimmung der ordentlichen Beitraͤge nach Gelde bleibt der Pro⸗ 
vinzialſtaͤdte⸗Feuerſozietaͤts-Direktion uͤberlaſſen, weil es dabei auf das Verhaͤltniß 
der Verſicherungsſummen und des durchſchnittlichen Bedarfs an Verguͤtigungs⸗ 
geldern, Unkoſten x. ankommt. g 

Dieſe Beſtimmung, welche den Intereſſenten zeitig bekannt zu machen iſt, 
damit der Vorſchrift des H. 33. genügt werden kann, iſt jedoch ſo zu treffen, 
daß dabei auf einen Ueberſchuß, zur Bildung eines eiſernen Fonds, Ruͤckſicht 
genommen wird. Dieſer Ueberſchuß darf aber jaͤhrlich zwei Silbergroſchen vom 
Hundert bei der ſechſten Klaſſe, und den hiernach verhaͤltnißmaͤßig abzumeſ⸗ 
ſenden Beitrag der uͤbrigen Klaſſen, nicht uͤberſteigen und ſoll nach und nach 
nur bis zur Hoͤhe eines gewoͤhnlichen Halbjahrsbedarfs gebracht werden. Der 
ſo gebildete Fonds, welcher dazu beſtimmt iſt, um die Sozietaͤt in den Stand 
zu ſetzen, ihre Zahlungsverpflichtung durch Vorſchuͤſſe jederzeit erfüllen zu koͤnnen, 
iſt unwiderrufliches Eigenthum der Feuerſozietaͤt. Austretende haben daran 
keinen Anſpruch zu machen. 


$. 41. 


Die vorbeſtimmte Klaſſeneintheilung und das Beitragsverhaͤltniß der ver⸗ 
ſchiedenen Klaſſen ſollen von zehn zu zehn Jahren, von der Publikation dieſes 
Reglements an gerechnet, einer neuen Pruͤfung durch die Provinzialvertretung 
und das Reſultat derſelben Unſerer Genehmigung unterworfen werden. 


VII. Bauliche Veränderungen während der Verſicherungszeit. 


$. 42. 1 


Wenn während der Verſicherungszeit in oder an den Gebaͤuden eine 
Veraͤnderung oder Anlage gemacht wird, durch welche das verſicherte Gebaͤude 
in ſeinen Grenzen oder in einzelnen Theilen eine andere Geſtalt oder Benutzung 
erhält, als ſolche in dem Verſicherungsvertrage (der Deklaration) beſchrieben 
ift, ſo iſt der Verſicherte verpflichtet, dem Magiſtrat innerhalb des laufenden 
Semeſters davon Anzeige zu machen und die approbirte Deklaration vorzulegen. 

Dieſelbe wird, nachdem darin die Veraͤnderung eingetragen worden, mit 
dem Bemerken zuruͤckgegeben, daß auch das Kataſter berichtigt und die Berich— 
tigung des Direktions-Kataſters eingeleitet worden iſt. 


H. 43. 


Hat die Veraͤnderung die Folge, daß eine Verſetzung des betreffenden 
Gebäudes in eine andere, zu hoͤhern Beiträgen verpflichtete Klaſſe zu verfuͤgen 
iſt, jo muß der Verſicherte, wenn er die Anzeige nicht in dei laufenden Halb⸗ 
jahre gemacht hat, den vierfachen Betrag der Differenz zwiſchen den geringeren 

eitraͤgen, welche er entrichtet hat, und den hoͤheren, welche er haͤtte entrichten 
muͤſſen, als Konventionalſtrafe zur Feuerſozietaͤts-Kaſſe einzahlen. 
(Nr. 3648.) H. 44. 
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H. 44. 


Dagegen muß, wenn eine Verſetzung des Gebaͤudes in eine andere, zu 
höheren Beiträgen verpflichtete Klaſſe begruͤndet befunden wird, der höhere Bei— 
trag vom Anfange des Halbjahres an, in welchem die Veraͤnderung ſtattge— 
5 hat, ohne Zeitbeſchraͤnkung und außer den Strafbeitraͤgen geleiſtet 
werden. 


IX. Brandſchädentaxen. 


$. 45. 


Einer foͤrmlichen Abſchaͤtzung des Schadens, welcher an einem, bei der 
Feuerſozietaͤt verficherten Gebaͤude durch Brand entſtanden ift, bedarf es nur, 
wenn der Feuerſchaden partiell geweſen und das Gebaͤude nicht voͤllig abge— 
brannt oder zerſtoͤrt, alſo ein vollſtaͤndiger Neubau nicht erforderlich iſt. 

Ein totaler Schaden iſt dann vorhanden, wenn alle verſicherten Gebaͤude— 
theile und die darin enthaltenen Materialien entweder vernichtet oder doch ſo 
beſchaͤdigt find, daß die Gebaͤudetheile nicht mehr reparaturfaͤhig find und die 
Materialien weder zu einem Neubau, noch zu einer Reparatur verwendet 
werden konnen. i 


H. 46. 


Die Abſchaͤtzung des Schadens hat dann den Zweck: das Verhaͤltniß 
zwiſchen demjenigen Theil des von der Feuerſozietaͤt verſicherten Bauwerthes, 
welcher durch das Feuer und bei deſſen Daͤmpfung vernichtet, und demjenigen, 
welcher in einem brauchbaren Zuſtande geblieben iſt, feſtzuſtellen. Sie wird 
daher nicht auf eine beſtimmte Geldſumme, ſondern vielmehr auf die vernichtete 
Quote des ganzen verſicherten Objekts gerichtet, mithin dadurch ausgeſprochen: 
welcher aliquote Theil des Werths, nach dem $. 25. aufgeſtellten Geſichtspunkt 
beurtheilt, vernichtet worden. Hierbei dient die der Verſicherung zum Grunde 
gelegte Beſchreibung ($. 18.) oder die etwa vorhandene Taxe (F. 25.) des 
abgebrannten Gebaͤudes zur Grundlage, und bleibt nach Umſtaͤnden vorbe— 
halten, die etwa mangelhaften Notizen durch den Augenſchein, durch Zeugen 
oder ſonſt zu vervollſtaͤndigen. 


* 


$. 47. 


So wie ein Feuerſchaden eingetreten iſt, muß moͤglichſt bald, und laͤngſtens 
innerhalb drei Tagen nach völlig gedaͤmpftem Feuer, eine Beſichtigung des 
Schadens durch einen Deputirten des Magiſtrats, unter Zuziehung des Be⸗ 
ſchaͤdigten und zweier Mitglieder der Gemeinde, die zu den Verſicherten ges 
hoͤren und mit dem Beſchaͤdigten in keinem verwandtſchaftlichen oder offenfuns 
digen geſchaͤftlichen Verhaͤltniſſe ſtehen, vorgenommen werden. Ergiebt ſich, 
daß ein Totalſchaden vorliegt, ſo iſt daruͤber an Ort und Stelle eine Ver— 
handlung aufzunehmen, wodurch dieſes Reſultat feſtgeſtellt wird. DPF 
i 
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ſich aber von einer partiellen Beſchaͤdigung, ſo muͤſſen bei der Schadenbeſich— 
tigung noch außerdem zwei, zu der Verhandlung vereidigte Sachverſtaͤndige, 
namlich ein Maurer- und ein Zimmermeiſter zugezogen, und von dieſen die 
Abſchatzung nach $. 46. ſofort an Ort und Stelle vorgenommen und zum 
Protokoll erklaͤrt, der 8 1 1 ſelbſt auch daruͤber gehoͤrt werden. Letzterer 
ſowohl, als die Sozietaͤts⸗Direktion hat außerdem das Recht, die Abſchaͤtzungs⸗ 
Verhandlung durch einen Bauinſpektor, Baukondukteur oder ſonſtigen Bau⸗ 
verftändigen revidiren zu laſſen, worauf mit Rückſicht auf deſſen Gutachten der 
Entſchaͤdigungsbetrag durch die Sozietaͤts-Direktion feſtgeſtellt wird. 


$. 48. 


In einem Separatprotokolle muß zugleich Alles, was uͤber die Entſtehung 
und erſte Entdeckung des Feuers, deſſen Ausbreitung, die Daͤmpfung deſſelben, 
die zuerſt angekommenen Spritzen und andere Loͤſchungshilfe und uͤber ſonſtige, 
die Sozietaͤt nach Inhalt des Reglements angehende Gegenſtaͤnde, bekannt 
und durch Zeugen oder ſonſt zu ermitteln iſt, geſchichtlich verzeichnet, und Jeder, 
der durch den Brand beſchaͤdigt iſt, daruͤber, ob, wo, wie hoch er — ſei es 
ſein Immobiliar- oder fein Mobiliarvermoͤgen — gegen Feuer verſichert habe, 
umſtaͤndlich vernommen werden. 


F. 49. 


Beide Verhandlungen werden ſofort, nebſt einer Handzeichnung von der 
Brandſtaͤtte, ſobald eine ſolche zur Erlaͤuterung nothwendig erſcheint, an die 
Feuerſozietaͤts-Direktion eingeſandt, und bis zur Ruͤckaͤußerung derſelben, inſofern 
dieſe in vierzehn Tagen nach der Schadenbeſichtigung erfolgt, duͤrfen die Ma: 
terialien oder abgebrannten oder eingeriſſenen Gebaͤude weder bei Seite geſchafft, 
noch ſonſt verwendet, auch etwa noch ſtehende Gebaͤudetheile uͤberhaupt nur 
allein im Falle eines Gefahr drohenden Einſturzes auf polizeiliche Anordnung 
abgetragen werden. Derjenige Verſicherte, welcher dawider handelt, macht ſich 
aller ſeiner Einwendungen gegen eine anderweitige Schadenfeſtſtellung verluſtig. 


X. Auszahlung der Brandſchadenvergütigung. 
§. 50. 


Fur alle Beſchaͤdigung des verſicherten Gebäudes durch Feuer wird die 
le geleiftet, ohne daß die Art und der Grund der Ent- 
ſtehung des Feuers, er beruhe in höherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muth⸗ 
willen, darin einen Unterſchied macht. 


$. 51. 


Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorfäßlich, oder mit 
ſeinem Wiſſen und Willen, oder auf ſein Geheiß von einein Dritten angelegt 
Jahrgang 1852. (Nr. 3648.) 82 wird, 


wird, fo fallt die Verbindlichkeit der Sozietät zur Zahlung der Brandſchaden⸗ 
Verguͤtigung weg. Wegen bloßen Verdachts, daß der Verſicherte das Feuer 
vorſaͤtzlich verurſacht habe, kann dieſe Zahlung nur fo lange vorenthalten wer- 
den, bis der Staatsanwalt ſich daruͤber erklaͤrt, ob der Verdacht wirklich ſo 
dringend ſei, daß von ihm auf Eroͤffnung der Kriminalunterſuchung werde an— 
getragen werden. In dieſem Falle haͤngt es von dem Ausfalle des Urtels ab, 
ob die Brandſchadenverguͤtigung definitiv wegfaͤllt, oder nach rechtskraͤftig ent: 
ſchiedener Sache nachzuholen iſt. 5 

Wird naͤmlich der Verſicherte freigeſprochen, ſo muß die Nachzahlung 
erfolgen, im Falle einer Verurtheilung aber iſt die Sozietaͤt nicht dazu ver— 
pflichtet. 


H. 52, 


Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten 
ſelbſt, oder von ſeinem Ehegatten, ſeinen Kindern und Enkeln, oder von ſeinem 
Geſinde, oder von ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, und iſt ermittelt, daß dem 
Verſicherten erſten Falls in ſeinen eigenen Handlungen, andernfalls in der haus— 
vaͤterlichen Beaufſichtigung der vorgedachten Perſonen, eine grobe Verſchuldung zur 
Laſt faͤllt, ſo kann die Zahlung der Brandgelder von Seiten der Sozietaͤt, jedoch 
nur ſo lange zuruͤckgehalten werden, bis in der ſtrafgerichtlichen Unterſuchung rechts— 
kraͤftig erkannt und demnaͤchſt der Civilrichter, auf Grund der in der Unter— 
ſuchung ſtattgefundenen Beweisaufnahme, in dem von dem einen oder dem an— 
dern Theile anzuſtrengenden Prozeſſe daruͤber entſchieden haben wird, ob die 
Schadenverguͤtigung geleiſtet werden muß oder nicht. 


H. 53. 


Ob und wie weit ſonſt die Sozietaͤt gegen jeden Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civilprozeſſes auf Scha— 
denerſatz klagen konne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
beurtheilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem 
Verſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen moͤchten, gehen bis auf den 
Betrag der geleiſteten Brandſchadenverguͤtigung, Kraft der Verſicherung, auf 
die Sozietät uͤber. 


$. 54. 


Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, welches, 
4 e ob von freundlichen oder feindlichen Truppen, nach Kriegsgebrauch, 
as heißt zu Kriegsoperationen oder zur Exreichung militairiſcher Zwecke auf 
Befehl eines Heerfuͤhrers oder Offiziers, vorſaͤtzlich erregt worden, wird zwar 
in der Regel, nicht aber für ſolche in den Rayons der Feſtungen gelegene Ge— 
baͤude, deren Erbauer reſp. Beſitzer im Voraus gewußt haben, daß ihre Ge— 
baͤude im Falle einer Vertheidigung der Feſtung deſtruirt werden müffen, von 
der Sozietät verguͤtigt. s 
55. 
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H. 35. 


Auch Feuerſchaͤden, die im Kriege durch Ruchloſigkeit, Muthwillen oder 
Bosheit des Militairs, oder Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlaſſung 
des Kriegszuſtandes entſtehen, haben ſich gleichfalls der Verguͤtigung aus der 
Sozietaͤt zu erfreuen. a ; 


H. 56. 


Ebenſowenig ſind von dieſer Verguͤtigung ſolche Beſchaͤdigungen der Ge— 
baͤude ausgeſchloſſen, welche durch den Blitz, wenn ſolcher nicht gezuͤndet, fon- 
dern nur zertruͤmmert hat, hervorgebracht werden, noch auch ſolche, welche 
einem aſſozürten Gebaͤude zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die 
Loͤſchung des Feuers und zum Behuf derſelben, oder um die weitere Verbrei— 
tung des Feuers zu verhuͤten, z. B. durch ein von kompetenten Perſonen an— 
geordnetes, oder doch nachher als noͤthig oder nuͤtzlich zur Feuerloͤſchung nach⸗ 
gewieſenes Einreißen oder Abwerfen von Waͤnden, Daͤchern u. ſ. w. an den 
in der Verſicherung begriffenen Theilen deſſelben zugefuͤgt ſind. Schaͤden aber, 
welche durch Erdbeben und ähnliche Naturereigniſſe, oder durch Pulver- und 
andere Exploſionen verurſacht ſind, werden nur dann verguͤtigt, wenn dadurch 
Feuer veranlaßt worden und der Schaden ſelbſt als Brandſchaden zu betrach- 
ten iſt. 


$. 57. 


Bei Partialſchaͤden erfolgt die Verguͤtigung in derſelben Quote der Ver: 
ſicherungsſumme, als von den verficherten Gebaͤudetheilen nach H. 46. fuͤr abge— 
brannt oder vernichtet erachtet worden. 


$. 38, 


Bei Totalſchaͤden wird die ganze verficherte Summe vergütet und auf 
die etwanigen Ueberbleibſel nichts in Abzug gebracht. Vielmehr werden ſolche 
ar Eigenthuͤmer zu den Koſten der Schuttaufraͤumung und Planirung über: 
aſſen. ö | 


$. 59. 


Die Auszahlung der Verguͤtigungsgelder muß — vorausgeſetzt, daß dem 
Verſicherten nichts entgegenſteht, wovon das gegenwärtige Reglement fpätere 
Zahlungstermine abhängig macht — immer prompt und nach gründlicher 
Ermittelung und Feſtſtellung des Brandſchadens ſofort und auf Einmal von 
der Sozietaͤt geleiſtet werden. 


$. 60. 


Dieſelbe erfolgt in der Regel an den Verſicherten, und darunter iſt alle— 
mal der Eigenthuͤmer des verſicherten Gebaͤudes zu verſtehen, dergeſtalt, daß 
in dem Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtücks, worauf das verſicherte 

(Nr. 3648.) 82 * Ge⸗ 
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Gebaͤude ſteht oder geſtanden hat, durch Veraͤußerung, Vererbung u. ſ. w. auf 
einen Andern übergeht, damit zugleich alle, aus dem erſicherungs vertrage ent⸗ 
ſpringenden Rechte und Pflichten fir übertragen geachtet werden. Die Sozie— 
tät iſt aber nicht verbunden, ſich nach den Beſitzveraͤnderungen zu erkundigen, 
vielmehr zahlt ſie an denjenigen Eigenthuͤmer, welchen der Magiſtrat auf den 
Grund des Kataſters als Beſchaͤdigten angiebt, wenn nicht ein Anderer dage⸗ 
gen Einſpruch erhoben hat. 


$. 61. 


Auch hierbei wird das Intereſſe der hypothekariſchen Glaͤubiger oder 
anderer Realberechtigten nicht von Amtswegen Seitens der Sozietät beachtet, 
ſondern es bleibt jenen ſelbſt uͤberlaſſen, bei eingetretenem Brandungluͤck bei 
Zeiten den Arreſtſchlag auf die Verguͤtigungsſumme bei dem gehoͤrigen Richter 
auszuwirken. Nur wenn, und inſoweit ein ſolcher Arreſtſchlag vor geſchehener 
Auszahlung der Verguͤtigungsgelder eintritt, ift die Sozietät verbunden, die 
Zahlung zu dem gerichtlichen Depoſitorio zu leiſten, wo dann die Intereſſenten 
das Weitere unter ſich abzumachen haben. 


F. 62. 


Kein Realglaͤubiger hat aber das Recht, aus den Brandverguͤtigungs⸗ 
geldern wider den Willen des Verſicherten feine Befriedigung zu verlangen, 
wenn und ſoweit dieſelben in die Wiederherſtellung des verſicherten Gebäudes 
verwandt worden, oder dieſe Verwendung auch nur auf irgend eine geſetzlich 
zuläffige Weiſe vor dem Hypothekenrichter und nach deſſen Ermeſſen hinlaͤnglich 
ſicher geſtellt wird. 


$. 63. 


Stellt hingegen der Verſicherte das Gebaͤude nicht wieder her, ſo hat es | 
bei den ordentlichen ie de Vorſchriften, die fich zur Anwendung auf das 
Verhaͤltniß des Verſicherten und feiner Realglaͤubiger eignen, ſein Bewenden. 


II. Folge des Brandunglücks in Bezug auf den Austritt des 
Verſicherten aus der eg 71 10 0 die Wiederherſtellung des 
ebaͤudes. 


H. 64. 


Wer ein Gebaͤude durch Brand gaͤnzlich verliert, ſcheidet ruͤckſichtlich die⸗ 
ſes Gebaͤudes, ohne daß es deshalb einer Erklaͤrung bedarf, ſofort aus der 
Sozietaͤt; jedoch bleibt derſelbe noch waͤhrend des laufenden Halbjahrs zu Bei⸗ 
traͤgen verpflichtet. Der Magiſtrat aber hat die ſolchergeſtalt ausſcheidenden 
Gebaͤude von Amtswegen in dem Kataſter zu loͤſchen. 


$. 65. 


= 8 = 


$. 65. 


Bei Partial⸗Brandſchäden bleibt das beſchädigte Gebäude, der Be— 
fugniß zur Herabſetzung der Verſicherungsſumme unbeſchadet, in der Sozietaͤt, 
und muß nur nach Wiederherſtellung des Gebaͤudes die neue Beſchreibung und 
Einſchaͤtzung deſſelben nicht uͤberſehen und das Kataſter danach berichtigt werden. 

„, Vom Tage der Feſtſetzung der Brandbonifikation durch die Sozietäts⸗ 
Direktion gerechnet, muͤſſen bei ſolcher alle Anſpruͤche an die Sozietaͤt binnen 
Jahresfriſt angemeldet werden. 


H. 66. 


Durch den Beitrag, welchen der von einem Brandſchaden betroffene In⸗ 
tereſſent noch zu leiſten hat, ſind waͤhrend des laufenden Halbjahrs die neueren, 
durch Feuer zerſtoͤrbaren Baumaterialien und Bauarbeiten, welche entweder 
ſchon in dem, in der Wiederherſtellung begriffenen noch unvollendeten Gebaͤude 
ſtecken, oder als zum Bau beſtimmt, auf der Bauſtelle befindlich ſind, bei der 
Sozietät zugleich mit verſichert, wenn der Eigenthuͤmer den Werth dieſes Ma— 
terials ꝛc. auf vorgeſchriebene Weiſe angemeldet hat. Werden alsdann dieſe 
Gegenſtaͤnde ganz oder zum Theil durch einen ſpaͤteren Brandunfall zerſtoͤrt, ſo 
erfolgt die Verguͤtigung fuͤr denjenigen Theil derſelben, welcher, als bereits in 
den Bau verwendet, oder zur Bauſtelle geſchafft und dort vernichtet, beſonders 
nachgewieſen wird, nach den eben bei Brandſchaͤdentaxen aufgeſtellten Grund: 
fägen. Unterlaͤßt der Eigenthuͤmer die Anzeige und Werthangabe von derglei— 
chen Materialien ꝛc., fo hat er auf deren Verguͤtigung bei ſpaͤterem Brand— 
ungluͤcke uͤberall keinen Anſpruch. 


$. 67. 


In der Regel hat der Affozürte, welcher ein Gebäude durch Brand 
gänzlich verliert, gegen die Sozietät keine Verpflichtung, das abgebrannte Ge⸗ 
baͤude wieder herzuſtellen. Jedoch ſteht andererſeits dieſe Beſtimmung in ſo— 
weit, als die Verpflichtung zur Wiederherſtellung abgebrannter Gebaͤude auf 
Vertraͤgen oder anderen Rechtsfundamenten oder auf landespolizeilichen Vor: 
ſchriften beruht, ſolcher nicht entgegen. 


XII. Beamte der Sozietät. 


F. 68. 


Die Leitung der Feuerſozietaͤts-Geſchaͤfte übernimmt unter der Oberauf— 
ſicht und Kontrolle des Oberpraͤſidenten für jetzt, und fo lange, bis etwa eine 
andere Einrichtung angeordnet werden möchte, die Regierung zu Breslau als 
Central⸗Feuerſoziekaͤts⸗Behörde der Provinz, und gehen auf fie alle Rechte und 
lichten über, welche vorſtehend der Provinzialſtädte-Feuerſozietaͤts- Direktion 
beigelegt ſind. 
(Nt. 3648.) H. 69. 
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$- 69. 


Die von der Regierung zu Breslau zu revidirende Jahresrechnung muß 
jedesmal dem Oberpraͤſidenten uͤberreicht werden, welcher dieſelbe, mit Zuzie⸗ 
hung eines von der Provinzialvertretung zu erwaͤhlenden Ausſchuſſes, aus drei 
Mitgliedern beſtehend, und zwar fuͤr jeden Regierungsbezirk Ein Mitglied, ab⸗ 
nimmt und dechargirt. Die Wahl des Ausſchuſſes, zu welchem fuͤr den Be— 
hinderungsfall auch Stellvertreter erwaͤhlt werden, erfolgt in der Regel auf die 
Dauer von zwei Jahren, jedoch mit der Maaßgabe, daß ſowohl die Mitglieder 
des Ausſchuſſes, als auch deren Stellvertreter, Aſſoziaten der Provinzialſtaͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤt ſein muͤſſen. 


$. 70. 


Die Buchführung und Verwaltung der Provinzialſtaͤdte-Feuerſozietaͤts⸗ 
Kaſſe wird der Haupt⸗Inſtituten- und Kommunalkaſſe der Regierung zu Breslau 
uͤbertragen. 


$. 71. 
Zu den Koften der Kaſſenverwaltung hat die Provinzialftädte-Feuerfozietär 


auf Erfordern in dem für die übrigen Fonds der Haupt-Inſtitutenkaſſe be⸗ 
ſtimmten Verhaͤltniß beizutragen. 


K. 72. 


Die Provinzialſtaͤdte-Feuerſozietaͤts-Direktion hat für die Regulirung der 
Kaution des Rendanten der Haupt⸗Inſtitutenkaſſe, ſoweit ſolche nach den Um— 
ſtaͤnden erforderlich erſcheint, nach Anleitung der dieſerhalb beſtehenden allge⸗ 
meinen Vorſchriften zu ſorgen, auch ſind die Kaſſenbeamten in Beziehung auf 
die Feuerſozietaͤts⸗Gelder derſelben Verantwortlichkeit unterworfen, welche die 
allgemeine Kaſſenverwaltung mit ſich fuͤhrt. 


$. 73. 


Zu allen ſonſtigen Buͤreaugeſchaͤften bedient ſich die Provinzialdirektion 
der zu unentgeltlicher Bearbeitung der Staͤdte-Feuerſozietaͤts-Geſchaͤfte verpflich— 
teten Subalternen der Regierung zu Breslau. Jedoch ſoll ſie fuͤr den Fall, 
daß die Kraͤfte des der gedachten Regierung uͤberwieſenen Perſonals hierzu nicht 
ausreichen, berechtigt fein, ſich die erforderlichen Arbeitskräfte ſowie die Buͤreau— 
beduͤrfniſſe inſoweit, als ſonſt dem Staatsfonds Mehrausgaben aufgebuͤrdet 
werden wuͤrden, auf Koſten der Feuerſozietaͤt zu verſchaffen. 


$. 74. 


Unmittelbar unter der Regierung zu Breslau als Provinzialſtaͤdte⸗Feuer⸗ 
ſozietaͤts⸗Direktion bearbeiten die Magifträte die Spezialien in den aſſozürten 
Staͤdten unentgeltlich und fuͤhren die eingehobenen Beitraͤge unmittelbar 00 die 

aupt⸗ 
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Haupt⸗Inſtitutenkaſſe ab. Die Magifträte der ganzen Provinz Schleſien haben 
mithin in allen Staͤdte-Feuerſozietaͤts-Angelegenheiten an die es in 
Breslau zu berichten und find derſelben in dieſen Angelegenheiten ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf den fonftigen Regierungsbezirk untergeordnet. 


§. 75. 


Es ſoll jedoch an die Magifträte für die Einhebung und Abfuͤhrung der 
Beiträge alljaͤhrlich eine Verguͤtigung von zwei Silbergroſchen von jedem Tau- 
ſend der am 1. Januar jeden Jahres im Kataſter Feffgeftellten Verſicherungs⸗ 
ſumme gezahlt werden. Die Beſtimmung uͤber die Verwendung dieſer Verguͤ⸗ 
tigung, aus welcher zunaͤchſt die Koſten fuͤr den zum Betrieb der Feuerſozietaͤts⸗ 
Angelegenheiten erforderlichen Bedarf an Schreibmaterialien zu beſtreiten find, 
bleibt zwar den Magiſtraͤten gaͤnzlich uͤberlaſſen, jedoch mit der Maaßgabe, 
daß mindeſtens ein Theil derſelben an die mit der Einhebung der Beitraͤge 
beauftragten Ortsrezeptoren ($. 86.) zu uͤberweiſen iſt. Uebrigens darf weder 
der Ortsrezeptor, noch der Beamte uͤberhaupt, welcher die ſonſtigen Geſchaͤfte 
der ſtaͤdtiſchen Feuerſozietaͤt zu beſorgen hat, Agent einer Privat-Feuerverſiche— 
rungs⸗-Geſellſchaft fein. 

$. 76. 

Die Mitglieder des zur Rechnungsabnahme beſtimmten Ausſchuſſes be— 
kommen, wenn fie von dem Oberpräfidenten Behufs der Feuerſozietaͤts-Ange⸗ 
legenheiten einberufen worden ſind, fuͤr den Landweg pro Meile Einen 
Thaler, und für die auf Eiſenbahnen zurücgelegten Reifen pro Meile zwanzig 
Silbergroſchen Reiſegeld und zwei Thaler Tagegelder. Außer dieſer Verguͤti⸗ 
gung wird für den Betrieb der Feuerſozietaͤts-Geſchaͤfte keine Remuneraͤtion 
gezahlt. 

§. 77. 


Der vorgedachte Ausſchuß iſt gehalten, ein Exemplar der Jahresrechnung, 
aus welcher die von jeder Stadt eingezahlten Beitraͤge, ſowie die Ausgaben 
für die Brandhilfsgelder überfichtlih und genau zu erſehen find, der jedes⸗ 
maligen Provinzialvertretung mit einem Berichte, welcher den Gegenſtand moͤg⸗ 
lichſt erſchopft und auf die etwanigen Mängel aufmerkſam macht, vorzulegen, 
damit dieſe Aktenſtücke in Verbindung mit etwaigen Bemerkungen der Provin- 
zialvertretung bei der kuͤnftigen Reviſton des Reglements benutzt werden konnen, 
und es gehoͤrt insbeſondere zur Pflicht dieſes Ausſchuſſes, alle Verwaltungs: 
ergebniſſe forgfältig zum Gebrauch der dereinſtigen Reviſionskommiſſion zu ſam⸗ 
meln und zuſammenzuſtellen. 


XIII. Geſchaͤftsführung der Sozietät. 
$. 78. 


Bei der Provinzialſtaͤdte⸗Feuerſozietaͤts-Direktion (Regierung zu Breslau) 
wird ein Hauptlagerbuch, und in jeder Stadt ein Ortslagerbuch gefuͤhrt. 
(Fr. 3648.) ü Das 
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Das Hauptlagerbuch befteht aus den Duplikaten der ſaͤmmtlichen Stadt⸗ 
lagerbuͤcher. Das Stadtlagerbuch wird vom Magiſtrat auf Grund der von 
der Provinzialſtaͤdte⸗Feuerſozietaͤts-Direktion approbirten Deklarationen, Taxen 
und Einſchaͤtzungen nach einem hierzu beſtimmten Schema in doppelter Ausfer⸗ 
tigung angelegt, und zwar geordnet nach den einzelnen Stadtbezirken und der 
Nummerfolge der darin belegenen aſſozürten Grundſtuͤcke. Das mit der Beſtaͤ⸗ 
tigung der Provinzialſtaͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion verſehene Exemplar hat der 
Magiſtrat in einem feuerſicheren Lokale zu aſſerviren und durch ein Mitglied 
des Kollegü fortführen zu laſſen, unter pflichtmaͤßiger Geheimhaltung der Hy— 
pothekenvermerke. 


$. 79. 


Die vorfallenden Veränderungen durch das Eintreten neuer oder Aus— 
treten bisheriger Theilnehmer, Erhoͤhung oder Herunterſetzung der Verſicherungs— 
ſummen und Verſetzung aus einer Klaſſe in die andere werden erſt nach erfolg— 
ter Genehmigung der Sozietaͤts-Direktion auf dem Hypothekenfolio Venen. 
Diesfaͤllige Nachtraͤge — nach dem hierzu von der Sozietaͤts-Direktion vorge⸗ 
ſchriebenen Schema — haben die Magiſtraͤte halbjaͤhrig, und zwar bis zum 
1. Januar und 1. Juli jeden Jahres zuſammengeſtellt, vier Wochen vor Ab— 
lauf des Halbjahres an die Direktion zur Prüfung und Beftätigung in duplo 
einzureichen, ſo zwar, daß auch die im Laufe des Jahres zulaͤſſigen Veraͤnde⸗ 
rungen, welche in Interimsnachtraͤgen ſofort einzureichen ſind, in den ordent— 
lichen Hauptnachtrag wieder aufgenommen werden muͤſſen, damit ſolchergeſtalt 
Haupt⸗ und Ortslagerbücher in ſteter Uebereinſtimmung bleiben. Wenn die 
ſtempelfreien Anträge auf Herunterſetzung der Verſicheruͤngsſummen, gaͤnzliche 
Loͤſchung oder Verſetzung von Gebaͤuden aus einer niedrigeren in eine hoͤhere, 
u geringeren Beitraͤgen verpflichtete Klaſſe, nach Vorſtehendem zu ſpaͤt einge⸗ 
Ba fo werden fie jo angeſehen, als wenn fie im Laufe der naͤchſtfolgenden 
Periode gu gehöriger Zeit angebracht worden wären, Diejenigen Gebäude je- 
doch, welche durch Sturm oder fonftige Ereigniſſe niedergeriffen werden, konnen 
indeſſen fuͤr das naͤchſtfolgende Semeſter noch in Abgang gebracht werden, 
wenn ſolcher ſpaͤteſtens bis zum zehnten des erſten Monats im folgenden Se⸗ 
meſter bei der Sozietaͤts-Direktion angemeldet wird. 


H. 80. 


Anträge auf ſofortigen Eintritt in die Sozietät oder Erhöhung der Ver- 
ſicherungsſumme, welche mit der F. 15. bezeichneten Verpflichtung angebracht 
werden, koͤnnen zu jeder Zeit an den Magiſtrat gebracht werden, welcher unter 
gehoͤriger Beachtung der gegebenen Vorſchriften dieſe Anträge ſofort zu befoͤr— 
dern hat, und iſt die Annahme-Genehmigung durch beſondere Verfügung der 
Sozietaͤts⸗Direktion aus zuſprechen. 1 

Lediglich waͤhrend der Zeit eines Krieges, d. h. von der Zeit der ergan— 

enen Kriegserklaͤrung oder von der Zeit an, wo die Heere in's Feld geruͤckt 
ſind, bis zur erfolgten Bekanntmachung des Friedensſchluſſes, oder waͤhrend 
eines ausgeſprochenen Belagerungszuſtandes, werden weder Erhoͤhungen verſicher— 

ter 


— 613 — 


ter Gebaͤude, noch Verſicherungen der ſchon vor dem Kriege vorhandenen, aber 
bis dahin bei der Sozietaͤt nicht verſicherten Gebaͤude, En 8 


$. 81. 


Wer aber ſonſt der Sozietaͤt als neuer Intereſſent mit dem naͤchſt be: 
vorſtehenden Eintrittstermin beitreten, oder von da ab ſeine Verſicherungsſumme 
verändern will, muß ſeine Antraͤge bei dem Magiſtrate wenigſtens drei Monate 
vor dieſem Termin anbringen, indem er ſonſt, wenn die Vorarbeiten nicht koͤn⸗ 
nen beendigt werden, ſich gefallen laſſen muß, daß die Wirkung des Antrags 
bis zum Datum des Genehmigungs-Reſkripts der Feuerſozietaͤts-Direktion aus⸗ 
geſetzt bleibt. In beiden Fallen ($$. 80. und 81.) muß jedoch die ſchließliche 
Genehmigung binnen laͤngſtens drei Monaten nach Anmeldung des Antrages 
erfolgen. 

$. 82. 

Die etwa erforderliche Vervollſtaͤndigung der Reviſion der eingereichten 
Beſchreibung, oder die noͤthigen Abſchaͤtzungsverhandlungen muͤſſen uͤbrigens bis 
laͤngſtens ſechs Wochen vor Eintritt des Abnahmetermins bewirkt, und bis 
dahin überhaupt alle Aufnahmegeſchaͤfte vollſtaͤndig, zur Genehmigung der Di- 
rektion vorbereitet, abgeſchloſſen werden, in deren Haͤnden ſpaͤteſtens vier Mo- 
chen vor dem Ein- und Austrittstermine alle Berichte mit den Antraͤgen und 
Verhandlungen, welche die Magifträte einzureichen haben, ſowohl was die Ein— 
tragungen als was die Loͤſchungen betrifft, unfehlbar fein muͤſſen. 


F. 83. 
Die Feuerſozietaͤts⸗Direktion hat dann zuwörderft diejenigen einzelnen Ge: 
ſchaͤfte, bei denen ſich Erinnerungen und Bedenken finden, die — vor dem 


nächiten Ein- und Austrittstermine zu erledigen find, ſchleunigſt herauszuheben, 
und deshalb das Noͤthige zu veranlaſſen. 


H. 84. 

Bei entſtehenden Brandunfaͤllen muß der Magiſtrat der Regierung zu 
Breslau mit naͤchſter Poſt eine kurze Anzeige erſtatten, demnächſt die Schaden⸗ 
aufnahme ($. 47.) in laͤngſtens acht Tagen nach erfolgtem Brandſchaden voll— 
ſtaͤndig bewirken und ſolche in doppelter Ausfertigung einſenden. 

$. 85. 
Werden dieſe Friſten verabſaͤumt, fo iſt der Saͤumige für die etwa dar⸗ 


aus entſtehenden nachtheiligen Folgen verhaftet und unterliegt uͤberdem nach 
Umſtaͤnden einer zur Sozietaͤtskaſſe fließenden Ordnungsſtrafe von Ein bis zwanzig 


Thalern. 
H. 86. 
Zur Erhebung der Feuerſozietäts-Beitraͤge wird von dem Ortsrezeptor 
deſſen Wahl von dem Magiſtrate abhängt, und der nach Umftänden Kaution 
Jahrgang 1832. (Nr. 3648.) 83 zu 
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zu leiſten hat, ein Heberegiſter auf Grund des Lagerbuchs gefertigt und ſolches, 
als mit dem letztern uͤbereinſtimmend, von dem Magiſtrat beglaubigt. 


$. 87. 


Die Magifträte haben die Ablieferung der Beiträge in den vorgeſchrie— 
benen Friſten zur Haupt⸗Inſtitutenkaſſe zu Breslau mittelſt doppelter Liefe⸗ 
rungsſcheine, wovon einer quittirt zurückgegeben wird, zu bewirken, und im Falle 
beſtehender Ruͤckſtaͤnde gleichzeitig und ohnfehlbar ein vollſtaͤndiges namentliches 
Verzeichniß derjenigen Debenten, welche mit ihrer Beitragszahlung im Reſt 
geblieben find, an die Sozietaͤts-Direktion einzureichen. 


$. 88. 


Für den Fall entſtehender Reſte, welche nicht durch gewöhnliche erekuti- 
viſche Mittel beizutreiben find, ſteht der Regierung als Provinzial⸗Feuerſozietaͤts⸗ 
Direktion die Entſcheidung zu, ob Realexekution zu bewirken ſei. Eine Nieder⸗ 
(aa in außerordentlichen Fallen kann auch nur durch dieſe Behörde er— 
folgen. 


H. 89. 
Ihr liegt ob, dahin zu ſehen, daß alle Geldablieferungen prompt er⸗ 


folgen. Behufs der beſſern Ueberficht hat die Provinzialſtaͤdte-Feuerſozietaͤts⸗ 
kaſſe fuͤr jede Stadt ein ſpezielles Konto zu fuͤhren. 


H. 90. 


Alle Zahlungen muͤſſen bei der Regierung zu Breslau nachgeſucht und 
juſtifizirt werden, und es erfolgen dieſelben durch die Magiſtraͤte reſp. ihre 
Ortsrendanten auf legaliſirte Quittungen. 


F. 91. 


Die Magifträte haben über die betreffenden Einnahmen und Ausgaben 
eigentlich keine Rechnung zu legen, doch liegt es ihnen ob, tiber Einnahme⸗ 
und Ausgabepoſten ein uͤberſichtliches Konto zu führen, ſolches halbjährlich ab- 
zuſchließen und ſo auf Verlangen der Feuerſozietaͤts-Direktion vorzulegen. 


§. 92. 
Die Provinzialftädtes Feuerſozietäts⸗Kaſſe hingegen legt alljaͤhrlich eine 
foͤrmliche und vollſtaͤndige Rechnung ab. 
F. 93. 


Diefe wird zunaͤchſt von der Regierung zu Breslau als Feuerſozietaͤts⸗ 
Direktion revidirt und muß nebſt beantwortetem Notaten-Protokoll binnen 
laͤngſtens ſechs Monaten nach dem Schluſſe des betreffenden Jahres 75 den 

Ober⸗ 
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Oberpraͤſidenten eingereicht werden, welchem (F. 69.) mit Zuziehung des 
Ausſchuſſes die Superreviſion und die Ertheilung der Decharge zuſteht. 


H. 94. 


Das Ergebniß der Rechnung wird in einer fuͤr die Intereſſenten an⸗ 
ſchaulichen Form durch die Amtsblaͤtter der Provinz veroͤffentlicht und eine 
Ausfertigung dieſer Bekanntmachung an das Miniſterium des Innern eingeſandt. 

Außerdem hat die Feuerſozietaͤts-Direktion jedesmal bei Zuſammenbe⸗ 
rufung der Provinzialvertretung uͤber die Verwaltung des Inſtituts und die 
dabei vorgekommenen bemerkenswerthen Thatſachen einen Bericht an den Ober— 
Praͤſidenten zu erſtatten, welcher ſolchen mit Gutachten und Vorſchlaͤgen dem 
Ausſchuſſe mittheilt, damit dieſer bei der Provinzialvertretung ſelbſt daruͤber 
Vortrag mache und die etwa noͤthigen Beſchluͤſſe derſelben veranlaſſe. 


§. 95. 


, Die Juftififation der Provinzialſtädte⸗⸗Feuerſozietäts⸗ Kaſſenrechnung ge⸗ 
ſchieht auf folgende Weiſe: 


a) Das Soll der ordentlichen Feuerſozietaͤts-Beitraͤge wird durch die Hebe⸗ 
rollen und durch ein von der Provinzial-Direktion ausgefertigtes Atteſt 
uͤber die mit dem zweiten Ein- und Austrittstermine ſtattgefundenen 
Ab- und Zugänge belegt. wei 

b) Von denjenigen Theilnehmern, welche Strafbeitraͤge zu entrichten oder 

Beitragserhoͤhungen nachzuzahlen verpflichtet find, hat die Provinzialftädte- 

Feuerſocietaͤts-Direktion eine beſondere Nachweiſung, oder aber ein 

Atteſt, daß Zugang dieſer Art nicht ſtattgefunden habe, zum Rechnungs: 

Belage auszufertigen. Daſſelbe findet auch bei Geldbußen in Kontra⸗ 

ventionsfaͤllen und bei Ordnungsſtrafen ſtatt. 

Etwanige außerordentliche Einnahmen werden durch die ausgefertigten 

Einnahmeordres der Direktion belegt. 

Wenn wider Erwarten Beitraͤge im Ruͤckſtande bleiben, ſo ſind ſolche 

Reſte durch beſondere Reſtverzeichniſſe, und wenn ſie gar unbeibringlich 

werden ſollten, durch Niederſchlagungsdekrete nachzuweiſen. 


E 


— 


d 


Ne 


H. 96. 


Bei der Ausgabe iſt die Hauptpoſt an bezahlten Brandverguͤtigungs⸗ 
Geldern durch foͤrmlich ausgefertigte Feſiſetzungsdekrete und resp. Zahlungs⸗ 
ordres der Feuerſozietaͤts-Direktion, ingleichen durch gehörige, von den Magiſtraͤ⸗ 
ten beſcheinigte Quittungen der Empfaͤnger zu juftifiziren, 


§. 97. 
Andere Generalkoſten, dergleichen z. B. bei den Schadenaufnahmen, bei den 


von Amtswegen ſtattfindenden Reviſionen und ähnlichen Gelegenheiten vorfallen, 
(Nr. 3048.) 83 * oder 


— I 


oder auf Prämien und dergleichen verwandt werden, approbirt, ſoweit ſich ſolche 
auf das gegenwaͤrtige Reglement gründen, die Provinzialſtaͤdte-Feuerſozietaͤts⸗ 
Direktion, und gilt hierbei als Regel, daß Staats- und Kommunalbeamte, 
ſoweit fie nicht unentgeltlich zu fungiren und zu reifen verpflichtet find, an Diaͤ⸗ 
ten und Reiſekoſten nach denſelben Saͤtzen remunerirt werden, die ihnen bei 
ähnlichen Geſchaͤften fr öffentliche Rechnung aus Staatskaſſen zukommen wuͤr⸗ 
den. Zu außerordentlichen Ausgaben, welche ihren Grund in dieſem Regle⸗ 
ment nicht finden, iſt ſtets die beſondere Zuſtimmung des Ausſchuſſes erforder⸗ 
lich, welche jedoch in dringlichen Faͤllen einſtweilen durch die einzuholende Geneh— 
migung des Oberpraͤſidenten ergaͤnzt werden kann. 


H. 98. 


Die Reviſionen der Provinzialſtaͤdte-Feuerſozietaͤts-Kaſſe erfolgen zugleich 
mit denen der Haupt-Inſtitutenkaſſe zu Breslau. 


$. 99. 


Fuͤr die Sicherheit der ſtaͤdtiſchen Feuerkaſſen-Rezepturen ſind die Magi⸗ 
ſtraͤte verantwortlich. 


XIV. Verfahren im Rekurs und in Streitfällen. 
$. 100. 


Beſchwerden uͤber das Verfahren der Magiſtraͤte ſind bei der Regierung 
zu Breslau, weiterhin bei dem Oberpraͤſido, in hoͤchſter Inſtanz aber bei dem 
Miniſterio des Innern anzubringen. Dies iſt zugleich maaßgebend fuͤr den 
Fall, wenn Beſchwerden über das Verfahren gedachter Regierung, als Feuer— 
jozietäts - Direftion, ‚geführt werden ſollten. 


$. 101. 


Fuͤr Streitigkeiten, welche über gegenfeitige Rechte und Verbindlichkeiten 
zwiſchen der Sozietaͤt und Aſſozürten entſtehen, verbleibt es bei dem ordentlichen 
Wege Rechtens, wenn der Streit ſich auf die Frage bezieht, ob der (angeblich) 
Aſſoziirte ruͤckſichtlich eines ihn betreffenden Brandſchadens überhaupt als zur 
Sozietät ‚gehörig zu betrachten, oder aber ihm überhaupt die Brandſchaden— 
Verguͤtigung zu verſagen ſei oder nicht. Doch verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
auch in dieſen Faͤllen ein Kompromiß auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung nach 
weiterer Vorſchrift der Geſetze zulaͤſſig iſt. 


§. 102. 


Für alle übrigen Streitfaͤlle, außer den vorſtehend bezeichneten, namentlich 
bei Streitigkeiten uͤber die Aufnahme der Taxen oder des Brandſchadens, = 
en 
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den Betrag der Feuer-Verguͤtigungsgelder, uͤber Zahlungsmodalitaͤten, über 
Koſtenzahlungen, findet hingegen der ordentliche Rechtsweg nicht ſtatt, ſondern 
es ſteht dem betheiligten Intereſſenten, welcher ſich bel der Feſtſetzung der 
Direktion nicht beruhigen will, nur die Wahl zwiſchen dem Wege des Rekur⸗ 
ſes und der Berufung auf eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. Iſt aber dieſe 
Wahl einmal getroffen, und auf dem gewählten Wege bereits eine Entſchei— 

dung erfolgt, ſo kann hiervon nicht wieder abgegangen werden. a 


$. 103. 


Der Rekurs geht nach F. 100. zunaͤchſt an den Oberpraͤſidenten und 
dann an Unſern Miniſter des Innern, deſſen Entſcheidung auf dieſem Wege 
die endliche und rechtskraͤftige iſt. Wer aber die ſchiedsrichterliche Entſchei⸗ 
dung in Anſpruch nehmen will, muß die Berufung darauf binnen einer Praͤ⸗ 
kluſtofriſt von ſechs Wochen nach dem Empfange der Feſtſetzung des Direktorü 
bei letzterem anbringen. 


§. 104. 


| Die Koften des ſchiedsrichterlichen Verfahrens fallen zunaͤchſt dem Er- 
trahenten deſſelben zur Laſt, nach erfolgtem Spruch aber dem unterliegenden 
Theile. Wenn beide Theile Unrecht haben, ſo werden die Koſten von jedem 
Theile zur Hälfte getragen. Was jede Parthei zur Wahrnehmung ihrer In— 
tereſſen beim Schiedsgericht aufwendet, gehoͤrt nicht zu dieſen Koſten. N 

Die ſchiedsrichterliche Behoͤrde ſoll aus drei Schiedsrichtern beſtehen, wo— 
von einer als Obmann fungirt. Den erſten Schiedsrichter ernennt der mit der 
Sozietät im Streit befangene Intereſſent, lediglich aus den Aſſoziaten der Stadt, 
wo der Brandſchaden erfolgt iſt, und den zweiten der Magiſtrat nach freier 
Wahl entweder aus den Aſſoziaten der Stadt, deren Verwaltung er leitet, oder 
einer anderen Stadt. Den dritten Schiedsrichter, und zwar denjenigen, welcher 
als Obmann fungirt, hat die Feuerſozietaͤts-Direktion zu ernennen. 


$. 105. 


Die Verhandlung muß zur Vermeidung der Nichtigkeit ergeben, daß 
beide Theile mit ihren Gruͤnden gehört worden, und daß die Urkunden und 
Schriften, welche zur Sache gehören, vorgelegen haben. Auch muß der ſchieds⸗ 
richterliche Spruch die Gruͤnde der Entſcheidung enthalten. Wer zur Vertre— 
tung der Intereſſen der Sozietät an dem Schiedsgericht Theil zu nehmen hat, 
beſtimmt die Provinzial-Direktion. 


$. 106. 


Den Spruch faͤllen die beiden erſten Schiedsrichter, der dritte tritt nur 
alsdann, wenn jene ſich nicht über eine und dieſelbe Meinung vereinigen koͤnnen, 
als Obmann hinzu, um durch ſeine Stimme fuͤr die eine oder andere Meinung 
den Ausſchlag zu geben. 

(Nr. 30148.) $. 107. 
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$. 107. 


Gegen einen ſolchen ſchiedsrichterlichen Spruch findet nur die Nichtig⸗ 
keitsklage, wo ſolche durch H. 105. dieſes Reglements oder durch die allgemeinen 
Geſetze zu begruͤnden iſt, und zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter ſtatt, 
welcher ſein Urtheil jedoch bloß auf die Frage: ob der angefochtene ſchieds— 
richterliche Spruch fuͤr nichtig zu achten, oder nicht, zu beſchraͤnken hat, der⸗ 
geſtalt, daß, falls Erſteres rechtskraͤftig feſtgeſtellt worden, alsdann das 
ſchiedsrichterliche Verfahren mittelſt Bildung einer neuen ſchiedsrichterlichen 
Behoͤrde erneuert werden muß. 

Die Nichtigkeitsklage muß aber binnen einer Praͤkluſipfriſt von zehn Tagen 
nach Eroͤffnung des ſchiedsrichterlichen Spruchs anhaͤngig gemacht werden. 

Außer dem Falle der Nichtigkeit findet gegen den ſchiedsrichterlichen Aus— 
ſpruch weder Rekurs noch Appellation, noch ſonſt ein Rechtsmittel ſtatt, ſondern 
es geht dieſer nach zehn Tagen in die unwiderrufliche Rechtskraft uͤber. 


$. 108. 


Die ſchiedsrichterlichen Verhandlungen muͤſſen nach rechtskraͤftiger Ab⸗ 
machung der Sache, inſofern ſie nicht nach H. 107. an den ordentlichen Richter 
gelangen, an die Direktion eingeſandt und dort aufbewahrt werden. 


XV. Beiſtand, auf welchen die Sozietät Anſpruch zu 
machen hat. 


H. 109, 


Jede oͤffentliche Behoͤrde ſoll verpflichtet ſein, der Feuerſozietaͤt jede von 
derſelben erbetene und zu ihrem Geſchaftskreiſe gehoͤrige Auskunft zu geben, 
ſoweit nicht geſetzliche Bedenken entgegenſtehen. 


$. 110. 


Jeder in der Provinz Schleſien mit Richterei enſchaft angeſtellte Juſtiz⸗ 
beamte iſt, wenn er in einer vor der ſchiedsrichterlichen Behörde zu verhandeln: 
den Streitſache zum Obmann berufen wird, dieſem Rufe inſoweit, als ihn bei 
erheblichen Behinderungsgruͤnden feine vorgeſetzte Behörde nicht davon entbin- 
det, Folge zu leiſten ſchuldig. 


$ 111. 


Jeder angeftellte Baubeamte iſt ſchuldig, innerhalb ſeines Geſchaͤftskreiſes 
den Requiſitionen der Provinzialſtäͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion zu Tax⸗ oder 
Brandſchadenaufnahmen zu genuͤgen. 9 1 

112. 
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112, 


Jeder ſachverſtaͤndige Bauhandwerker ſoll verpflichtet ſein, innerhalb des 
Kreiſes, in welchem er anſaͤſſig iſt, auf die Aufforderung des betreffenden Ma⸗ 
giſtrats in den Tar- und Aufnahmeterminen ſich einzufinden, und als Sachver- 
ftändiger zu fungiren. a 

Gebuͤhren und Reiſekoſten der Handwerksmeiſter werden von der Sozie⸗ 
ni Direktion nach angemeſſenen Saͤtzen beſonders geregelt und feſtgeſetzt 
werden. 


XVI. Prämien und Entſchädigungen, welche die Sozietät 
gewährt. 5 


§. 113. 


Außer den eigentlichen Brandentſchaͤdigungsgeldern ſollen bei Branden 
in den Städten, in welchen Gebäude bei der Provinzialſtädte-Feuerſozietaͤt ver⸗ 
ſichert ſind, auch noch Praͤmien angewieſen werden: 


1) für die von auswärts, d. h. von andern zum Spritzen- und Gemeinde⸗ 
Bezirksverbande nicht gehoͤrigen Gemeinden oder Ortſchaften zur Huͤlfe 
herbeigeeilten, mit Erfolg in ausdauernder voller Thaͤtigkeit geweſenen 
Feuerſpritzen, fuͤr die erſte fuͤnf Thaler, fuͤr die weite drei Thaler. 
Desgleichen fuͤr den erſten, resp. zweiten in Thaͤtigkeit gekommenen 
Waſſerzufuhrwagen die Hälfte der vorbenannten Saͤtze. 

ie Praͤmien werden zur Haͤlfte an die Eigenthuͤmer des Ge- 
ſpanns und zur andern Haͤlfte an die Bedienungsmannſchaft der Loͤſch— 
geraͤthe gezahlt und darf der Antrag auf deren Bewilligung bei Ver⸗ 
luſt der Prämie nicht über vier Wochen nach dem Brande hinausge⸗ 
ſchoben werden; d 

2) für beſonders ausgezeichnete und verdienſtliche Handlungen einzelner 
Individuen beim Feuerlöͤſchen und Retten, und für ſonſt im Intereſſe 
der Sozietät bethaͤtigte Wirkſamkeit, nach dem Ermeſſen der Feuer⸗ 
ſozietäts⸗Direktion fünf bis fuͤnfundzwanzig Thaler, und ſollen ſolche 
Handlungen bei ganz beſonderer Verdienſtlichkeit auch noch oͤffentlich 
bekannt gemacht werden; 

3) für den oder die Entdecker des Brandſtifters nach Maaßgabe der Ver- 
dienſtlichkeit bis zu hundert Thalern, ſobald der Verbrecher durch die 
Angaben der That wirklich überführt und durch ſtrafrechtliches Erkennt⸗ 
niß fuͤr ſchuldig erkannt worden. 


§. 114. 


Dieſe Prämien (H. 113.) werden an die betreffende Ortsobrigkeit bezahlt, 
welche fuͤr deren vorſchriftsmaͤßige Verwendung verantwortlich iſt. { 
Nr. 9048.) $. 115. 
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$. 115. 


Außer denſelben werden nur noch verloren gegangene oder beſchaͤdigte 
Feuereimer aus der Sozietaͤtskaſſe verguͤtigt, welche bei Verluſt des Rechts 
innerhalb drei Monaten nach dem Brande zur Zahlung zu liquidiren ſind. 


Gegeben Sansſouei, den 1. September 1852. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Fuͤr den Miniſter des Innern: 


v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſterinms. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


